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Stand: Juni 2019 

Bezirksregierung Düsseldorf              Am Bonneshof 35 

Dezernat 25 – Verkehr -               40470 Düsseldorf 

                      Tel.: 0211 / 475 - 2390 

 

Merkblatt zur Anzeige einer unwesentlichen Änderung 
einer Hochspannungsfreileitung  

 
Gemäß § 43f EnWG1 können unwesentliche Änderungen oder Erweiterungen einer 

Hochspannungsleitung anstelle des Planfeststellungsverfahrens nach § 43 EnWG 

durch ein Anzeigeverfahren zugelassen werden. Eine Änderung oder Erweiterung ist 

nur dann unwesentlich, wenn  

 

1.  nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Absatz 2 

hierfür keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, 

2. andere öffentliche Belange nicht berührt sind oder die erforderlichen behördli-

chen Entscheidungen vorliegen und sie dem Plan nicht entgegenstehen und 

3. Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden oder mit den vom Plan Betroffenen 

entsprechende Vereinbarungen getroffen werden. 

 

Der Vorhabenträger zeigt gegenüber der nach Landesrecht zuständigen Behörde die 

von ihm geplante Maßnahme an. Der Anzeige sind in ausreichender Weise Erläute-

rungen beizufügen, aus denen sich ergibt, dass die geplante Änderung unwesentlich 

ist. Insbesondere bedarf es einer Darstellung zu den zu erwartenden Umweltauswir-

kungen. Die nach Landesrecht zuständige Behörde entscheidet innerhalb eines Mo-

nats, ob anstelle der Anzeige ein Plangenehmigungs- oder Planfeststellungsverfah-

ren durchzuführen ist oder die Maßnahme von einem förmlichen Verfahren freige-

stellt ist. Die Frist beginnt mit Eingang der vollständigen, für die Entscheidung erfor-

                                                 
1 Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz - EnWG)  
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derlichen, Unterlagen. Die Entscheidung ist dem Vorhabenträger bekannt zu ma-

chen. 

 

1. Antragsunterlagen: 
 

Der Anzeige nach § 43f EnWG sind regelmäßig folgende Unterlagen beizufügen 

(Originalantrag per Post, sowie in digitaler Fassung, wenn nichts anderes vermerkt 

ist): 
 

1.1. Freistellungsantrag mit den dort aufgeführten Anlagen 

Erläuterungsbericht mit folgenden Anlagen:  

• Übersichtsplan Maßstab 1:25000 sowie Maßstab 1:5000 (Lage im Raum 

muss erkennbar sein) 

• Lageplan Maßstab 1:2000 (inkl. der für die Baustellenabwicklung erforder-

lichen Flächen und Zuwege) 

• Schemazeichnung der geplanten Maste sowie der geplanten Fundamente 

• Masttabelle  

1.2. Leitungsrechtsregister sowie Privatrechtliche Vereinbarung(en) mit dem/n be-

troffenem/n Grundstückseigentümer/n – in 1-facher Ausfertigung 

1.3. Einzelgenehmigung bzw. Stellungnahme der betroffenen Fachämter der 

Städte und Kreise (bei kreisangehörigen Städten) in deren Gebiet die Ände-

rung oder Erweiterung geplant ist. Die Stellungnahme muss eine Aussage 

enthalten, ob die Belange der Städte/Kreise berührt werden und ggfls. Be-

denken (u.a. aus wasser-, bodenschutz- und landschaftsrechtlicher- und ge-

sundheitsbehördlicher Sicht) gegen die Maßnahme bestehen. Sollten öffentli-

che Belange berührt sein, für die eine behördliche Entscheidung entspre-

chend § 43f Satz 2 Nr. 2 EnWG erforderlich ist, ist diese entsprechend beizu-

fügen.  

1.3.1. insbesondere sollte die Einzelgenehmigung nach § 17 Absatz 3 

BNatSchG2 („Eingriffsgenehmigung“) der UNB vorliegen;  

1.3.2. ggf. die Befreiung gemäß § 67 BNatSchG von den Ge- und Verboten 

einer Landschaftsplansatzung oder Schutzgebiets-VO falls betroffen und  

                                                 
2 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz –BNatSchG)  
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1.3.3. der Nachweis der Verbotskonformität bzw. bei Verstoß gegen das ge-

setzliche Beeinträchtigungs- / Zerstörungsverbot eine Ausnahme bzw. 

Befreiung, wenn gesetzlich geschützte Biotope betroffen sind.  

1.4. Standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles gemäß Ziffer 19.1.4 der Anla-

ge 1 zum UVPG3 bzw. allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles gemäß Ziffer 

19.1.2 und 19.1.3 der Anlage 1 zum UVPG (inkl. spezieller Artenschutzrecht-

liche Prüfung), soweit besonders geschützte Arten betroffen sein können (§§ 

44-45 BNatSchG) und FFH-Verträglichkeitsprüfung, soweit das Projekt ge-

eignet ist, ein Natura 2000–Gebiet erheblich zu beeinträchtigen (§ 34 

BNatSchG), sowie Aussagen zur WRRL bzw. bei Bedarf entsprechender 

Fachbeitrag. 

1.5. Behördliche Entscheidungen bzw. Stellungnahmen der folgenden TöB4, die 

eine Aussage enthalten müssen, ob deren Belange berührt werden und ggf. 

Bedenken gegen die Maßnahme bestehen bzw. Nebenbestimmungen zu er-

füllen sind.  

Die jeweiligen behördlichen Entscheidungen bzw. Stellungnahmen sollten 

abschließend eine Aussage dazu enthalten, ob der Freistellung gemäß § 43f 

EnWG durch die Planfeststellungsbehörde zugestimmt wird. 

1.6. Die behördlichen Entscheidungen der betroffenen Fachbehörden für ihren ört-

lichen Zuständigkeitsbereich. Dazu zählen insbesondere: 

a) Untere Wasserbehörde, 

b) Untere Naturschutzbehörde und 

c) Untere Denkmalbehörde 

d) ggf. weitere kommunale Behörden, die durch das Vorhaben be-

troffen sind. 

Bescheinigung der Stadt, bzw. des Kreises, dass über die nach Ziffer 3 des 

Merkblattes vorgelegten und überprüften Sachverhalte hinaus, in ihrem örtli-

chen Zuständigkeitsbereich keine weiteren öffentlichen Belange berührt sind.  

 

Sollten weitere öffentliche Belange oder Belange eines TöB berührt sein, für 

die eine behördliche Entscheidung entsprechend § 43f Satz 2 Nr. 2 EnWG er-

                                                 
3 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
4 Träger öffentlicher Belange 
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forderlich ist, ist diese entsprechend darzustellen bzw. beizufügen (Ziffer 3 des 

Merkblattes). 

 

2. Zu beteiligende Stellen: 
Daraus ergibt sich die Beteiligung folgender TÖB durch den Vorhabenträger: 

2.1.  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-

deswehr, Referat Infra I 3, Fontainengraben 200, 53123 Bonn 

2.2. Landschaftsverband Rheinland (LVR) - Amt für Bodendenkmalpflege, Ende-

nicher Straße 133, 53115 Bonn 

2.3. Landschaftsverband Rheinland (LVR) - Amt für Denkmalpflege, Ehren-

friedstraße 19, 50259 Pulheim 

2.4. Luftfahrtbehörde (Bezirksregierung Düsseldorf, Dez. 26, Bonneshof 35, 

40474 Düsseldorf) insbesondere im Hinblick auf  §§ 12, 14, 17, 18a 

 LuftVG5                                                                  

Hinweis der Luftfahrtbehörde:  Für die Sicherheit des Luftverkehrs wird 

 empfohlen, in Autobahnnähe die Maste entsprechend den „Allgemeinen 

 Verwaltungsvorschriften zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen“ 

 (AVV; NfL I – 143/07) zu kennzeichnen.     

2.5. Weitere Träger öffentlicher Belange, die durch das Vorhaben betroffen sein 

könnten. 

 

 

3. Hinweise:  
3.1. Die Stellungnahmen/Genehmigungen/Zustimmungen/Befreiungen etc. der 

TöB und Fachbehörden sollten nicht älter als 6 Monate sein. 

3.2. Zur Sicherstellung einer umfassenden Beteiligung der Fachämter der Städte 

und Kreise (bei kreisangehörigen Städten) sollte der Vorhabenträger die Be-

teiligung über die Offenlagestelle für Planfeststellung vornehmen. 

 

                                                 
5 Luftverkehrsgesetz 
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